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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 über Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehr 
— Drucksache 7/2977 — 

A. Problem 

Die Verordnung (EWG) Nr. i 107/70 vom 4. Juni 1970 läßt staat- 
liche Beihilfen an Eisenbahnunternehmen nur unter bestimmten 
Voraussetzungen zu. Nach Verabschiedung einer Entscheidung 
des Rates über die Sanierung der Situation der Eisenbahnunter- 
nehmen und über die Harmonisierung der Vorschriften, die die 
finanziellen Beziehungen zwischen diesen Unternehmen und 
den Staaten regeln, ist hier eine neue Sachlage geschaffen wor- 
den. 


B. Lösung 

Die Verordnung Nr. 1107/70 soll so geändert werden, daß staat- 
liche Beihilfen in dem bisherigen Umfange und in dem bisher 
übli(±ien Verfahren auch weiterhin gewährt werden können. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß) 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/3367 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jobst 

Der in der Drucksache 7/2977 enthaltene Verord- 
nungsentwurf wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 15. Januar 1975 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen, der die 
Vorlage in seiner Sitzung am 12. März 1975 be- 
handelt hat. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 
4. Juni 1970 läßt Beihilfen des Staates an Eisenbahn- 
unternehmen nur unter bestimmten Voraussetzun- 
gen und für bestimmte Zwecke zu. Darüber hinaus- 
gehende Zahlungen dürfen nach Artikel 4 der jetzt 
geltenden Fassung nur bis zur Harmonisierung der 
Vorschriften über die finanzielle Situation der Ei- 
senbahnunternehmen gezahlt werden. In der Rats- 
tagung am 11. Dezember 1974 ist eine solche Ent- 
scheidung über die Harmonisierung verabschiedet 
worden. 

Bonn, den 12. März 1975 

Dr. Jobst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Verordnungsvors^lag — Drucksache 7/2977 — Kenntnis zu nehmen. 
Bonn, den 12. März 1975 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fermeidewesen 

Börner Dr. Jobst 

Vorsitzender Berichterstatter 


Um daher staatliche Beihilfen im bisherigen Um- 
fange und in dem bisherigen vereinfachten Verfah- 
ren auch in Zukunft an die Eisenbahnunternehmen 
zahlen zu können, ist es erforderlich, den Artikel 4 
der Verordnung Nr. 1107/70 entsprechend zu än- 
dern. Die Änderung bedeutet praktisch, daß ebenso 
wie bisher staatliche Zuschüsse zum Verlustaus- 
gleich und zur Investitionsfinanzierung zulässig blei- 
ben? dasselbe gilt für Maßnahmen zur Rückzahlung, 
Konsolidierung und Umwandlung früherer Anlei- 
hen. Für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft be- 
steht auch künftig lediglich eine Unterrichtungs- 
pflicht gegenüber der Kommission? das besondere 
Verfahren nach Artikel 93 Abs. 3 und 2 des Ver- 
trages entfällt wie bisher. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen die Vor- 
lage und empfiehlt daher Kenntnisnahmen. 
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